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ersatzansprüche andererseits ist un-

terschiedlich.

Grundsätzlich bestehen zwar vertrag-

liche Ansprüche und Ansprüche aus 

dem Deliktsrecht nebeneinander. Vor-

herrschend wurde jedoch die Rechts-

ansicht vertreten, dass bei einer man-

gelhaften Leistung kein Schaden am 

Eigentum entstehen könne, da sich der 

Mangel im Bauwerk bereits verkörpert 

habe und somit stoffgleich mit dem 

vertraglichen Mangelanspruch sei. D.h., 

es sei eigentlich kein Schaden an dem 

Objekt entstanden, welcher einen de-

liktischen Anspruch begründen könne. 

 

Die Entscheidung

Der BGH hat sich in einer grundlegen-

den aktuellen Entscheidung mit dem 

Verhältnis deliktischer Ansprüche 

zu vertraglichen Mängelansprüchen 

auseinandergesetzt (BGH Urteil vom 

23.02.2021, VI ZR 21/20). 

Führt eine mangelhafte Leistung zu 

einer Zerstörung oder Beschädigung 

anderer Teile an dem Gebäude als der 

eigentlichen mangelhaften Leistung, so 

habe nach der Entscheidung des BGH 

dieses »einen eigenen Mangelunwert 

und deckt sich nicht mit dem Schaden 

aufgrund der mangelhaften Leistung«. 

Der BGH differenziert zwischen dem 

eigentlichen Mangel (Ursache) und den 

später in Folge des Mangels am Bauwerk 

aufgetretenen Folgeschäden. Die Kosten 

für die eigentliche Mangelbeseitigung 

einschließlich der Vor- und Nacharbei-

ten würden nicht vom Deliktsrecht 

erfasst. Die weitergehenden Schäden 

(Folgeschäden), die aufgrund der man-

gelhaften Leistung an dem Gebäude 

entstehen, begründeten neben dem 

vertraglichen Schadensersatzanspruch 

hingegen auch einen deliktischen Scha-

densersatzanspruch des Eigentümers. 

Die deliktische Haftung trete in diesem 

Fall neben das vertragliche Gewährlei-

stungs- und Ersatzrecht.
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Der Fall

An einer Sporthalle entstand ein 

Wasserschaden aufgrund einer feh-

lerhaften Leitungsinstallation. Im 

Rechtsstreit ging es nicht um vertrag-

liche Mängelrechte des Auftraggebers 

(vertragliche Mängelrechte waren 

verjährt), sondern um einen sog. delik-

tischen Schadensersatzanspruch. Der 

Auftraggeber war zugleich Gebäude-

eigentümer und rügte eine Beschä-

digung seines Eigentums durch den 

Wasserschaden. 

Derartige deliktische Ansprüche 

können bis zu 10 Jahre nach Her-

stellung der mangelhaften Leis- 

tung noch geltend gemacht werden. 

Die Verjährungsfrist für werkvertrag-

liche Mängelansprüche einerseits 

(bei Bauleistungen fünf Jahre ab Ab-

nahme) und deliktische Schadens-

Bis zu 10-jährige Verlängerung 
der Verjährungsfrist »durch 
die Hintertür«?
Oder: »Kleine Ursache –große Wirkung«



Baurecht | Mandanteninformation | 27. Mai 2021 | Seite 2

Der deliktische Anspruch des Eigentü-

mers hänge auch nicht davon ab, ob 

mit dem die Schadensursache zu ver-

antwortenden Werkunternehmer eine 

Vertragsbeziehung bestehe. Entschei-

dend sei, dass durch die mangelhafte 

Leistung schuldhaft eine Eigentums-

verletzung verursacht würde. Dabei 

komme es entscheidend darauf an, ob 

das Eigentum zunächst »unbeeinträch-

tigt« hergestellt worden sei und erst 

durch das später aufgetretene Scha-

densereignis –in dem BGH-Fall austre-

tendes Wasser –beschädigt wurde.

Für den Beginn der Verjährungsfrist 

ist nach der Entscheidung des BGH 

nicht darauf abzustellen, wann die 

mangelhaft hergestellte Leistung fer-

tiggestellt oder abgenommen wurde, 

sondern darauf, wann das Schadens-

ereignis –in dem BGH-Fall der Wasser-

schaden –eingetreten ist.

Die Folge

Warum ist diese Entscheidung von 

grundsätzlicher  Bedeutung? 

Zum einen kann der Eigentümer eines 

Gebäudes für den Fall, dass aufgrund ei-

ner mangelhaften Leistung ein Schaden 

am Gebäude verursacht wird, Ansprü-

che gegenüber dem schadensverursa-

chenden Werkunternehmer geltend 

machen, auch wenn er zu diesem in 

keiner Vertragsbeziehung steht. Er 

muss allerdings die schuldhafte Ver-

ursachung des Schadens nachweisen. 

Sofern die mangelhafte Leistung fest-

gestellt werden kann, ergibt sich hie-

raus im Regelfall bereits die schuldhafte 

Pflichtverletzung. 

Deliktische Haftungsansprüche können 

u. U. bis zu 10 Jahre nach Herstellung 

der mangelhaften Leistung geltend 

gemacht werden. Insofern ergibt sich 

u. U. für den Eigentümer die Möglich-
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genüber Subunternehmern des eigenen 

Vertragspartners Ansprüche geltend 

machen kann. Darüber hinaus hat er im 

Falle der Insolvenz des Werkunterneh-

mers einen Direktanspruch gegen des-

sen Haftpflichtversicherer. Die ggf. dro-

hende sehr lange Haftungsdauer sollte 

auch noch einmal Veranlassung geben, 

die eigenen Versicherungsverträge zu 

überprüfen. Dieses insbesondere auch 

für den Fall des Versicherungswechsels. 

Die sog. »Nachhaftung« ist teilweise 

in Versicherungsverträgen zeitlich be-

grenzt. 

Der Versicherungsschutz sollte auch 

etwaige Haftungsrisiken auf Grundlage 

der o. g. BGH-Entscheidung umfassen. 
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keit, auch nach Ablauf der fünfjährigen 

Verjährungsfrist für mangelhafte Bau-

leistungen noch Ansprüche geltend zu 

machen. Vom Zeitpunkt des Schadens-

eintritts an unterliegt der Schadenser-

satzanspruch der dreijährigen Regel-

verjährungsfrist – beginnend mit dem 

Ende des Jahres, in dem der Schadens-

fall aufgetreten ist. U. U. verschiebt sich 

der Beginn sogar noch, wenn die Ursa-

che für den Schadensfall erst später be-

kannt wird. Längstens tritt die Verjäh-

rung jedoch 10 Jahre nach Herstellung 

der mangelhaften Leistung ein. 

Da insbesondere bei Installationsar-

beiten kleine Mängel große Schäden 

verursachen können, kommt dieser Ent-

scheidung eine erhebliche wirtschaft-

liche Bedeutung zu. Der Haftungs-

zeitraum mit maximal 10 Jahren ist 

deutlich länger, als der werkvertragliche 

Haftungszeitraum. 

Die wirtschaftlichen Risiken dürften 

für den Werkunternehmer jedoch be-

grenzt sein, da er im Regelfall für die-

sen Mangelfolgeschaden über seine 

Haftpflichtversicherung abgesichert 

ist.

Für den geschädigten Eigentümer er-

gibt sich u. U. eine Erweiterung seiner 

Rechte, da er möglicherweise auch ge-


